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Vollzug des Wasserverbandsgesetzes, 
Auflösung des Bodenverbandes „Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“, 
Bekanntmachung der Auflösung und Aufforderung zur Anmeldung von Ansprüchen 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Am 29.08.2025 hat die Verbandsversammlung des Bodenverbands „Obstbaugemeinschaft 
Großwallstadt“ in einer ordentlichen Verbandsversammlung einstimmig die Auflösung des 
Bodenverbands „Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“ beschlossen. Der Auflösungsbeschluss 
wurde mit Bescheid des Landratsamtes Miltenberg vom 07.11.2025 genehmigt. Mit der 
Bekanntgabe der Genehmigung wird der Auflösungsbeschluss wirksam. 
 
Auf das Abwicklungsverfahren sind § 48 Abs. 2 und 3 und § 49 sowie die §§ 51 – 53 BGB 
entsprechend anzuwenden. 
 
Alle Gläubiger des Bodenverbands „Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“ werden 
aufgefordert, etwaige Ansprüche gegen diesen Verband bis spätestens 30.04.2026 beim 
Verband anzumelden. 
 
Hinweis: 
Der Bescheid vom 07.11.2025 zur Genehmigung der Auflösung des Bodenverbands 
„Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“ kann nach vorheriger Terminvereinbarung 
(09371/501-307) im Landratsamt Miltenberg, Brückenstraße 2, 63897 Miltenberg (Zimmer 
165) eingesehen werden.   
 
 
Miltenberg, 25. November 2025 
Landratsamt Miltenberg 
 
gez. 
 
Bernd Schötterl 
Stellv. Landrat 
 
 
Gegen Empfangsbekenntnis 
 
Bodenverband „Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“ 
1. Vorsitzender, Herr Berthold Haas 
Gartenstraße 4 
63868 Großwallstadt 
 
 

Sachgebiet 42 

Az: 42-6443.1 
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Vollzug des Wasserverbandsgesetzes (WVG);  
Auflösung des Bodenverbandes „Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“ 
 
Anlagen:  1 Empfangsbekenntnis 
 
 
Das Landratsamt Miltenberg erlässt folgenden  
 

Bescheid: 
 
I.  Der bei der ordentlichen Verbandsversammlung am 29.08.2025 durch die 

Verbandsversammlung des Bodenverbands „Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“ 
gefasste Beschluss zur Auflösung des Verbands zum 31.12.2025 wird genehmigt. 
 

II.  Die Abwicklung der Geschäfte erfolgt durch den Vorstand. 
 
III. Dieser Bescheid ergeht kostenfrei. 
 

Gründe: 
 

I. 
 
Am 29.08.2025 fand um 19 Uhr im Weingut Scherer in Großwallstadt die ordentliche 
Verbandsversammlung des Bodenverbands „Obstbaugemeinschaft Großwallstadt“ gemäß § 
21 ff. der Verbandssatzung i. V. m. §§ 47, 48 des Wasserverbandsgesetzes (WVG) statt. Zu 
dieser Versammlung wurde mit Schreiben vom 25.07.2025 ordnungsgemäß geladen. Zu 
Beginn der Versammlung wurde die Beschlussfähigkeit festgestellt, es waren 36 Mitglieder 
(Eigentümer) oder Bevollmächtigte anwesend. 
 
Die Verbandsversammlung wurde entsprechend der Tagesordnung abgehalten. Zuerst 
wurden die rechtlichen Voraussetzungen für die Auflösung der Bodenverbands und 
anschließend die Gründe für dessen Auflösung erläutert. Der Verband kann nach 
überwiegender Meinung seine Aufgaben nicht mehr zweckmäßig erfüllen, da insbesondere die 
nach § 6 der Verbandssatzung festgelegten Unternehmensaufgaben nicht mehr sachgerecht 
zur gewährleisten sind. Dies trifft insbesondere auf die Anschaffung und Unterhaltung der 
notwendigen technischen Ausstattung, die Einzäunung der Anlage und die fachgerechte 
einheitliche Bekämpfung von Schädlingen zu. Zudem sind sowohl für die Tätigkeiten des 
Vorstands als auch für weitere Aufgaben (bspw. Mahd) in absehbarer Zeit keine Nachfolger 
zu finden. 
 
Die anwesenden Mitglieder (Eigentümer) bzw. deren Bevollmächtigte haben anschließend in 
ihrer Abstimmung einstimmig die Auflösung des Bodenverbandes „Obstanlage 
Großwallstadt“ zum 31.12.2025 beschlossen. 
 

II. 
 
Das Landratsamt Miltenberg ist gemäß § 72 Abs. 1 Satz 1 WVG i. V. m. Art. 2 BayAGWVG für 
den Erlass des Bescheides sachlich zuständig. Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus Art. 3 
Abs. 1 Nr. 1 BayVwVfG. 
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Die Verbandsversammlung kann gemäß § 62 Abs. 1 Satz 1 WVG mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der vertretenen Stimmen die Auflösung des Verbands beschließen, wenn die 
Verbandsaufgaben durch den Verband nicht mehr zweckmäßig erfüllt werden können. 
Auflösungsbeschlüsse bedürfen nach § 62 Abs. 1 Satz 2 der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Gründe, die gegen die Genehmigung des Auflösungsbeschlusses sprechen 
sind nicht erkennbar, es wurde nachvollziehbar dargelegt, dass die Verbandsaufgaben durch 
den Verband nicht mehr zweckmäßig erfüllt werden können. 
 
Die Kostenentscheidung ergeht nach Art. 1, 2 und 3 des Kostengesetzes (KG). 
 
Hinweise: 

• Durch die Auflösung des Verbands erlischt dieser nicht sofort als Rechtssubjekt, sondern 
gilt bis zur Beendigung seiner Abwicklung als fortbestehend. Der Vorstand des Verbandes 
kann nach der Auflösung die Geschäfte abwickeln. Die Abwickler haben die laufenden 
Geschäfte zu beenden, Forderungen einzuziehen, das gesamte Vermögen in Geld 
umzusetzen, die Gläubiger zu befriedigen und etwaige Überschüsse auszuzahlen.  
 

• Nach vollständiger Abwicklung erlischt der Verband als Rechtssubjekt vollständig. Ein 
erneuter Beschluss der Verbandsversammlung oder der Aufsichtsbehörde ist hierfür nicht 
erforderlich. 

 
• Bei der Auflösung und Abwicklung hat eine entsprechende örtliche Prüfung des 

Haushaltsjahres für das letzte Verbandsjahr 2025 zu erfolgen. 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg, 
Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg, 

 
erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, bei schriftlicher 
Klage soll der angefochtene Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.  
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 

einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen.  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis (Rechtsanwalt, 
Behörde oder juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse) Klagen 
grundsätzlich elektronisch einreichen.  
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Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen können der 
Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(http://www.vgh.bayern.de) entnommen werden. 
 

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig und seit 01.07.2004 ist grundsätzlich ein 
Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez.  
 
Grein 
 

http://www.vgh.bayern.de/

